
ETA/DK INVESTMENT 

URTEIL DES GERICHTSHOFES (Vierte Kammer) 

10. Dezember 1985 * 

In der Rechtssache 31/85 

betreffend ein dem Gerichtshof gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag vom Tribunal de 
commerce Brüssel in dem vor diesem anhängigen Rechtsstreit 

SA ETA Fabriques d'Ébauches, Gesellschaft schweizerischen Rechts mit Sitz in 
Grenchen (Schweiz), 

gegen 

SA DK Investment, Gesellschaft belgischen Rechts mit Sitz in Ixelles (Belgien), 

SA Horelec, Gesellschaft belgischen Rechts mit Sitz in Ixelles, 

SA Scor, Gesellschaft belgischen Rechts mit Sitz in Ixelles, 

SA Bureau d'achats Maxitec, Gesellschaft belgischen Rechts mit Sitz in Edegem 
(Belgien), 

SA GB-Inno-BM, Gesellschaft belgischen Rechts mit Sitz in Brüssel, 

vorgelegtes Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung von Artikel 85 
EWG-Vertrag, 

erläßt 

DER GERICHTSHOF (Vierte Kammer) 

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten K. Bahlmann, der Richter G. Bosco, 
T. Koopmans, T. F. O'Higgins und F. Schockweiler, 

Generalanwalt: M. Darmon 

Kanzler: P. Heim 

* Verfahrenssprache: Französisch. 
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Beteiligte, die Erklärungen abgegeben haben: 

— SA ETA Fabriques d'Ébauches, Klägerin des Ausgangsverfahrens, vertreten 
durch Rechtsanwalt Xavier Magnee, Brüssel, 

— SA DK Investment und SA Horlec, Erst- und Zweitbeklagte des Ausgangsver­
fahrens, in der mündlichen Verhandlung vertreten durch Rechtsanwalt J. C. 
Fenaux, Brüssel, 

— Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch ihren Rechts­
berater Anthony McClellan und Rechtsanwalt Philippe Mihail, Brüssel, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 12. No­
vember 1985, 

folgendes 

URTEIL 

(„Tatbestand" nicht wiedergegeben) 

Entscheidungsgründe 

1 D e r Präsident des Tribunal de commerce Brüssel hat durch ein im Verfahren des 
vorläufigen Rechtsschutzes erlassenes Urteil vom 4. Februar 1985, beim Gerichts­
hof eingegangen am 6. Februar 1985, gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag eine Frage 
nach der Auslegung von Artikel 85 EWG-Vertrag zur Vorabentscheidung vorge­
legt, um beurteilen zu können, ob ein Hersteller die Vorteile einer auf seine Er­
zeugnisse gewährten Garantie allein den Kunden der von ihm anerkannten Ver­
tragshändler vorbehalten darf. 

2 Der Vorlageentscheidung ist zu entnehmen, daß die Klägerin des Ausgangsverfah­
rens, die schweizerische Aktiengesellschaft ETA Fabrique d'Ébauches (im folgen­
den: „Klägerin"), die in Massenfertigung billige „Swatch"-Quarzuhren herstellt, 
ihre Erzeugnisse im Gemeinsamen Markt über ein Netz von Alleinvertriebshänd­
lern vertreibt. Für das Staatsgebiet Belgiens und des Großherzogtums Luxemburg 
übertrug die Klägerin den Alleinvertrieb der „Swatch"-Uhren der SA Sedos, deren 
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Rechtsnachfolgerin die Firma Gedève ist. Nach Artikel 2 des Vertriebsvertrages 
verpflichtet sich die Klägerin, ihre Erzeugnisse im Vertragsgebiet nur dem Ver­
tragshändler anzubieten und zu verkaufen und jede das Vertragsgebiet betreffende 
Bestellung an ihn weiterzuleiten. Der Vertragshändler verpflichtet sich seinerseits, 
die Erzeugnisse nur bei der Klägerin zu kaufen, die Uhren weder unmittelbar noch 
mittelbar außerhalb des Vertragsgebiets zu verkaufen oder zu vertreiben und jede 
bei ihm eingehende Bestellung, die den Vertrieb der fraglichen Erzeugnisse außer­
halb des Vertragsgebiets betrifft, direkt an die Klägerin weiterzuleiten. 

3 Nach Artikel 7 des Vertrages besteht für die von der Klägerin an den Vertrags­
händler verkauften Erzeugnisse für die Dauer von zwölf Monaten nach dem Ver­
kauf an den Verbraucher, längstens jedoch für achtzehn Monate nach der Liefe­
rung an den Vertragshändler, eine Garantie für Sachmängel. Der Vertragshändler 
muß sein "Warenlager auf einem bestimmten Niveau halten, was die Klägerin an 
Ort und Stelle überprüfen darf, und diese regelmäßig umfassend über die Entwick­
lung seines Umsatzes, seiner Lagerbestände und seiner Verkäufe unterrichten. Aus 
den vorgelegten Unterlagen ergibt sich, daß die Verpackung jeder Uhr einen Ga­
rantieschein enthält, der unter anderem folgendes besagt: „Für Ihre ,Swatch'-Uhr 
übernimmt die ETA SA eine Garantie von zwölf Monaten ab Kaufdatum für Ma­
terial- und Fabrikationsfehler. Von der Garantie ausgeschlossen sind die Batterie, 
das Uhrglas, die Abnutzung des Gehäuses, das Armband und seine Schließe." 
Nach einigen Garantiescheinen ist die Uhr an den Swatch-Reparaturdienst in der 
Schweiz, nach anderen hingegen an den Alleinvertriebshändler für Belgien einzu­
senden. Aus den Akten ergibt sich ferner, daß bei einem Mangel die Uhr ausge­
wechselt wird, weil wegen der Art ihrer Herstellung eine Reparatur ausgeschlossen 
ist. 

4 Die im Ausgangsverfahren beklagten Unternehmen (im folgenden: „Beklagte") 
verkaufen „Swatch"-Uhren, die sie sich mit dem Garantieschein, der den Hinweis 
auf den „Swatch"-Reparaturdienst in der Schweiz enthält, durch Parallelimport 
beschaffen. Die Klägerin verklagte die Parallelimporteure vor dem Tribunal de 
commerce Brüssel und beantragte, ihnen im Wege des vorläufigen Rechtsschutzes 
zu untersagen, den von ihnen verkauften Uhren einen Garantieschein beizulegen, 
wonach sie auch für diese Uhren die Garantie übernimmt, die sie ihren anerkann­
ten Vertragshändlern im Rahmen ihrer Vertragsbeziehungen einräumt. 

5 Im Hinblick auf die Entscheidung über den Antrag der Klägerin hat das Gericht 
die folgende Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt: 
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„Ist Artikel 85 in dem Sinne zu verstehen und auszulegen, daß ein Unternehmen, 
das seine Erzeugnisse im Gemeinsamen Markt über im jeweiligen Mitgliedstaat 
ansässige Vertragshändler vertreibt — im übrigen aber zuläßt, daß seine Erzeug­
nisse über ein Netz von Parallelimporteuren vertrieben werden — , die Vorteile 
einer Garantie, die es auf die fraglichen Erzeugnisse gibt, allein den Kunden der 
von ihm anerkannten Vertragshändler vorbehalten darf?" 

6 Die Klägerin vertritt die Auffassung, die gewährte Garantie sei vertraglicher Natur 
und verpflichte sie nur gegenüber den anerkannten Händlern; sie beruhe auf der 
Qualitätskontrolle, der ihre Händler unterworfen seien, und müsse aus dem Ge­
samtzusammenhang der Bestimmungen des Alleinvertriebsvertrags heraus beurteilt 
werden. Die Qualitätskontrolle bestehe im wesentlichen darin, darüber zu wachen, 
daß die Händler „Swatch"-Uhren nicht länger als sechs Monate auf Lager hielten; 
die Einhaltung dieser Grenze sei zur Vermeidung von Betriebsstörungen der Uh­
ren, die dem Ruf der Marke „Swatch" abträglich sein könnten, unerläßlich. Da 
diese Kontrolle gegenüber Parallelimporteuren, deren Bezugsquellen sie nicht 
kenne, nicht ausgeübt werden könne, stelle die unterschiedliche Behandlung der 
anerkannten Händler und der Wiederverkäufer, die nicht den Beweis für eine 
durchgehende Kette von Abtretungen der vertraglichen Garantie erbrächten, keine 
Diskriminierung dar, und verstoße ihr Verhalten nicht gegen Artikel 85 EWG-
Vertrag. 

7 In ihren in der mündlichen Verhandlung abgegebenen Erklärungen verweisen zwei 
der Beklagten, die Firma DK Investment und die Firma Horelec, darauf, daß es 
sich nach dem von der Klägerin an alle ihre Vertragshändler verteilten Verkaufs­
prospekt bei der „Swatch"-Uhr um ein Massenprodukt handele, das zu sehr gün­
stigen Preisen angeboten werde und dessen Absatz kein besonderes Netz von Ver­
tragshändlern erfordere, die den Kundendienst übernähmen. Die Kommission habe 
bereits in mehreren Einzelfallentscheidungen festgestellt, daß die Nichterstreckung 
einer Garantie auf Parallelimporte oder -exporte ein wesentliches Hindernis für die 
Entwicklung des innergemeinschaftlichen Handels darstellen könne und deshalb 
zu verbieten sei. 

8 Die Kommission führt aus, wenn ein Unternehmen, das seine Erzeugnisse im Ge­
meinsamen Markt über im jeweiligen Mitgliedstaat ansässige Alleinvertriebshändler 
vertreibe, im übrigen aber einen Parallelvertrieb zulasse, die von ihm auf seine 
Erzeugnisse gewährte Garantie den Kunden der Vertragshändler vorbehalte, so 
beruhe dies selbst dann auf dem Alleinvertriebsvertrag, wenn die Garantie unmit­
telbar durch den Hersteller gewährt werde. Werde die Garantie auf die Verbrau-
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cher beschränkt, die die Erzeugnisse bei einem Alleinvertriebshändler erworben 
hätten, so würden dieser und die Wiederverkäufer seines Netzes künstlich in eine 
günstigere Wettbewerbslage versetzt als die Parallelimporteure oder -händler. Da 
die Garantie ein wichtiger Gesichtspunkt beim Kauf sei, behindere ein solches Sy­
stem Paralleleinfuhren, verursache eine Wettbewerbsverzerrung und verfälsche den 
Handel zwischen den Mitgliedstaaten. Damit ein Alleinvertriebsvertrag in den Ge­
nuß der Unanwendbarkeitserklärung gemäß Artikel 85 Absatz 3 gelangen könne, 
müsse die Garantie jedem Verbraucher, der sich im Besitz des Garantiescheins be­
finde, unabhängig davon gewährt werden, bei welchem Wiederverkäufer er ge­
kauft habe. Diese Grundsätze seien in die Verordnung (EWG) Nr. 123/85 der 
Kommission vom 12. Dezember 1984 über die Anwendung von Artikel 85 Absatz 
3 des Vertrages auf Gruppen von Vertriebs- und Kundendienstvereinbarungen 
über Kraftfahrzeuge (ABl. 1985, L 15, S. 16) eingegangen. 

9 Die vom Präsidenten des Tribunal de commerce Brüssel vorgelegte Frage geht im 
wesentlichen dahin, ob eine Klausel in einem Alleinvertriebsvertrag, durch die sich 
der Hersteller gegenüber seinem Alleinvertriebshändler verpflichtet, auf seine Er­
zeugnisse nach dem Verkauf an den Verbraucher eine Garantie zu geben, und 
wonach er die Garantie den Kunden von Parallelhändlern nicht einräumt, mit Ar­
tikel 85 Absatz 1 EWG-Vertrag vereinbar ist. 

10 Zur Beantwortung dieser Frage ist die Garantieklausel im Zusammenhang mit den 
anderen Klauseln des Alleinvertriebsvertrags zu prüfen. Nach den Akten hat die 
Klägerin im Gemeinsamen Markt ein Vertriebsnetz aufgebaut, das jedem Ver­
tragshändler in dem ihm zugeteilten Gebiet das Alleinvertriebsrecht für „Swatch"-
Uhren gewährleistet, wobei ihm jedoch Lieferungen außerhalb dieses Gebiets un­
tersagt sind; die auf diese Weise bewerkstelligte Abschottung der Märkte stellt eine 
Einschränkung des Wettbewerbs im Sinne von Artikel 85 Absatz 1 EWG-Vertrag 
dar. 

1 1 Die Frage der Beschränkung der Garantie auf Erzeugnisse, die über anerkannte 
Vertragshändler verkauft worden sind, ist vor diesem Hintergrund zu prüfen und 
unter Berücksichtigung der Verfälschungen des normalen Wettbewerbs zu beurtei­
len, die mit dieser Beschränkung bezweckt oder bewirkt werden. Wie der Ge­
richtshof in seinen Urteilen vom 10. Juli 1980 in der Rechtssache 99/79 (Lancôme, 
Sig. 1980, 2511) und 11. Dezember 1980 in der Rechtssache 31/80 (L'Oréal, Sig. 
1980, 3775) ausgeführt hat, ist der Wettbewerb unter den realen Voraussetzungen 
zu untersuchen, unter denen er bei NichtVorliegen der Vereinbarung oder der 
streitigen Klausel stattgefunden hätte. 
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12 Entscheidend ist bei dieser Prüfung darauf abzustellen, ob sich die Nichteinräu-
mung der Garantie tatsächlich oder potentiell auf die Wettbewerbslage der Paral­
lelhändler auswirkt. Insoweit ist zu prüfen, ob unter Berücksichtigung insbeson­
dere der Reaktion der Verbraucher und der Bedeutung der Garantie als Verkaufs­
argument die Paralleleinfuhren behindert oder die Möglichkeiten des Absatzes der 
parallel importierten Erzeugnisse beschränkt werden können. 

13 In seinem Urteil vom 21. Februar 1984 in der Rechtssache 86/82 (Hasselblad, Sig. 
1984, 883) hat der Gerichtshof es als wichtig bezeichnet, daß die Möglichkeiten 
der Versorgung mit parallel importierten Erzeugnissen nicht beschränkt werden. In 
bezug auf die Garantieregelung hat der Gerichtshof es; als wesentlich herausge­
stellt, daß die parallel importierten Erzeugnisse in vollem Umfang in den Genuß 
der normalen Garantie des Herstellers kommen. 

1 4 Ein Garantiesystem, bei dem der Warenlieferant die Garantie allein den Kunden 
seines Alleinvertriebshändlers vorbehält, privilegiert diesen und seine Wiederver­
käufer gegenüber den Parallelimporteuren und -händlern und bezweckt oder be­
wirkt damit eine Wettbewerbsbeschränkung im Sinne von Artikel 85 Absatz 1 
EWG-Vertrag. 

15 Der in der Vorlageentscheidung erwähnte Umstand, daß der Hersteller-Händler 
den Absatz seiner Erzeugnisse über ein Netz von Parallelimporteuren duldet, ist 
insoweit unerheblich, da das Garantiesystem geeignet ist, in bestimmtem Maße 
eine Abschottung der nationalen Märkte zu bezwecken oder zu bewirken. 

16 Die Nichteinräumung der Garantie kann nicht damit gerechtfertigt werden, daß 
die Einhaltung einer Höchstlagerzeit überwacht werden müsse. Die fraglichen 
„Swatch"-Uhren fallen nicht unter die Kategorie von Erzeugnissen, bei denen be­
stimmte, einem selektiven Vertriebsnetz innewohnende Beschränkungen zuzulas­
sen sind, die sich aus dem Ziel der Erhaltung eines Fachhandels ergeben, der be­
sondere Leistungen für hochwertige und hochentwickelte Erzeugnisse zu erbringen 
vermag. Die Batterie ist ausdrücklich von der Garantie ausgenommen; ihre Aus­
wechslung bereitet keine besonderen technischen Schwierigkeiten. Nach ihren 
eigenen Angaben gewährleistet die Klägerin die Erbringung der Garantieleistungen 
innerhalb des offiziellen Vertriebsnetzes bei Erneuerung der Batterien über die La­
gerzeit von sechs Monaten hinaus. Daß nach dem Vortrag der Parteien Reparatu­
ren an einer mangelhaften Uhr nicht in Betracht kommen, sondern nur ein Aus­
tausch möglich ist, wird für die Würdigung dieses Vorbringens von Bedeutung 
sein. 
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17 Am Schluß dieser Prüfung wird das nationale Gericht zu beurteilen haben, ob die 
in dem Vertriebsvertrag enthaltene Garantieklausel geeignet ist, den Handel zwi­
schen Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen. Wie der Gerichtshof in den erwähnten 
Urteilen Lancôme und L'Oréal ausgeführt hat, wird dazu anhand aller objektiven 
rechtlichen und tatsächlichen Umstände, insbesondere im Hinblick auf die Auswir­
kungen des fraglichen Garantiesystems auf die Möglichkeiten der Paralleleinfuhr 
festzustellen sein, ob sich mit hinreichender Wahrscheinlichkeit voraussehen läßt, 
daß die Vereinbarung unmittelbar oder mittelbar, tatsächlich oder potentiell den 
Warenverkehr zwischen Mitgliedstaaten beeinflussen kann. 

18 Somit ist auf die vorgelegte Frage zu antworten, daß eine Klausel in einem Allein­
vertriebsvertrag, durch die sich der Hersteller gegenüber dem Alleinvertriebshänd­
ler verpflichtet, auf seine Erzeugnisse nach dem Verkauf an den Verbraucher eine 
Garantie zu geben, und wonach er die Garantie den Kunden von Parallelhändlern 
nicht einräumt, mit Artikel 85 Absatz 1 EWG-Vertrag unvereinbar ist, soweit die 
Beschränkung des Wettbewerbs, die auf diese Weise bewirkt werden kann, den 
Handel zwischen den Mitgliedstaaten beeinträchtigt. 

Kosten 

19 Die Auslagen der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, die Erklärungen 
vor dem Gerichtshof abgegeben hat, sind nicht erstattungsfähig. Für die Parteien 
des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren ein Zwischenstreit in dem vor dem na­
tionalen Gericht anhängigen Verfahren; die Kostenentscheidung ist daher Sache 
dieses Gerichts. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Vierte Kammer) 

auf die ihm vom Tribunal de commerce Brüssel mit Urteil vom 4. Februar 1985 
vorgelegte Frage für Recht erkannt: 

Eine Klausel in einem Alleinvertriebsvertrag, durch die sich der Hersteller ge­
genüber dem Alleinvertriebshändler verpflichtet, auf seine Erzeugnisse nach dem 
Verkauf an den Verbraucher eine Garantie zu geben, und wonach er die Garantie 
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den Kunden von Parallelhändlern nicht einräumt, ist mit Artikel 85 Absatz 1 EWG-
Vertrag unvereinbar, soweit die Beschränkung des Wettbewerbs, die auf diese Weise 
bewirkt werden kann, den Handel zwischen den Mitgliedstaaten beeinträchtigt. 

Bahlmann Bosco 

Koopmans O'Higgins Schockweiler 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 10. Dezember 1985. 

Der Kanzler 

P. Heim 

Der Präsident der Vierten Kammer 

K. Bahlmann 
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